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Mandantenbrief 04/2025 
 
Wenige Menschen sind weise genug, nützlichen Tadel ver-
räterischem Lob vorzuziehen. 
François de La Rochefoucauld; 1613 – 1680, französischer Moralist, 

Aphoristiker 

  

Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  

PERSONENBEDINGTE KÜNDIGUNG WEGEN 

HÄUFIGER KURZERKRANKUNGEN 

Mehrfache Kurzerkrankungen eines Arbeitnehmers pro Jahr können 

eine personenbedingte Kündigung rechtfertigen, wenn auch weiter-

hin mit häufigen Erkrankungen zu rechnen ist (negative Gesundheits-

prognose). Zusätzlich muss die Arbeitsunfähigkeit zu erheblichen be-

trieblichen Beeinträchtigungen führen und eine Interessenabwägung 

ergeben, dass dem Arbeitgeber die Fortsetzung des Arbeitsverhält-

nisses nicht mehr zumutbar ist. 

Traten während der letzten Jahre jährlich mehrere (Kurz-)Erkrankun-

gen auf, spricht dies für eine entsprechende künftige Entwicklung 

des Krankheitsbildes, es sei denn, die Krankheiten sind ausgeheilt. 

Einer negativen Prognose steht nicht entgegen, wenn die Arbeitsun-

fähigkeitszeiten auf unterschiedlichen Erkrankungen beruhen. Selbst 

wenn die Krankheitsursachen verschieden sind, können sie doch auf 

eine allgemeine Krankheitsanfälligkeit hindeuten, die prognostisch 

andauert. Das gilt auch dann, wenn einzelne Erkrankungen – etwa 

Erkältungen – ausgeheilt sind. 

In einem vom Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern (LAG) 

entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer in den Jahren 2018 – 2022 

 
 



 

 

mit Ausnahme des geringfügig abweichenden Jahres 2020 stets 40 – 

44 Arbeitstage arbeitsunfähig. Selbst im Jahr 2020 beliefen sich die 

Fehlzeiten auf mehr als sechs Wochen (33 Arbeitstage). 

Diese Fehlzeiten rechtfertigen die Prognose, dass der Arbeitnehmer 

auch künftig jährlich etwa 40 Arbeitstage ausfallen würde. Die LAG-

Richter führten in ihrer Entscheidung aus, dass hier die Abwägung 

der wechselseitigen Interessen nicht dazu führt, dass der Arbeitge-

ber die mit Fehlzeiten von rund 40 Arbeitstagen je Kalenderjahr ver-

bundenen Beeinträchtigungen hinzunehmen hat. 

 

Familienrecht/Erbrecht 

ERBSCHAFTSAUSSCHLAGUNG – 

FÄLSCHLICH ANGENOMMENE 

ÜBERSCHULDUNG BZW. IRRTUM ZUM 

NACHLASSWERT 

Die Ausschlagung einer Erbschaft ist ein rechtliches Mittel, mit dem 

ein Erbe die Annahme des Nachlasses verweigern kann. Dies kann 

insbesondere dann sinnvoll sein, wenn der Nachlass überschuldet ist 

oder wenn der Erbe aus persönlichen oder finanziellen Gründen die 

Verantwortung für das Erbe nicht übernehmen möchte. In der Praxis 

kommt es jedoch auch zu Anfechtungen von Erbausschlagungen. 

•    Anfechtung einer Erbschaftsausschlagung bei fälschlich ange-

nommener Überschuldung: Auch wenn ein Erbe nicht alle zumutba-

ren und möglichen Erkenntnisquellen über die Zusammensetzung ei-

nes Nachlasses genutzt hat und sein Erbe wegen – fälschlich – ange-

nommener Überschuldung ausschlägt, kann er diese Ausschlagung 

später anfechten. 

Ein Erbe ist grundsätzlich nicht verpflichtet, sich vor einer Ausschla-

gung über die Zusammensetzung des Nachlasses zu informieren. 

Trifft er allerdings seine Entscheidung allein auf der Basis von Speku-

lationen, kann er bei einer Fehlvorstellung die Ausschlagung mangels 



 

 

Irrtums über Tatsachen nicht anfechten. 

In diesem vom Oberlandesgericht Frankfurt a.M. entschiedenen Fall 

hatte sich die Tochter über die konkrete Zusammensetzung des 

Nachlasses und damit über verkehrswesentliche Eigenschaften ge-

irrt, insbesondere über das Vorhandensein der Konto-Guthaben. 

Dieser Irrtum war kausal für ihre Ausschlagung gewesen und die 

Tochter konnte die Ausschlagung wirksam anfechten. 

•    Kein Irrtum bei einer Erbausschlagung: Ein rechtlich beachtlicher 

Irrtum über die Überschuldung des Nachlasses liegt nur vor, wenn 

sich der Anfechtende in einem Irrtum über die Zusammensetzung 

des Nachlasses befunden hat, dagegen nicht, wenn lediglich falsche 

Vorstellungen von dem Wert der einzelnen Nachlassgegenstände 

vorgelegen haben. 

Dieser Entscheidung des Oberlandesgerichts Zweibrücken lag folgen-

der Sachverhalt zugrunde: Eine Erblasserin verstarb ohne Testament. 

Sie hatte über mehrere Jahre in einem Seniorenheim gelebt, wobei 

die Heim- und Pflegekosten von einer Kriegsopferfürsorgestelle 

übernommen wurden. Diese Leistungen wurden als Darlehen ge-

währt und durch eine Grundschuld an einem Haus der Erblasserin 

abgesichert. 

Die gesetzlichen Erben waren die Enkel und Urenkel der Erblasserin. 

Nach ihrem Tod schlug unter anderem eine zur Erbin berufene Enke-

lin das Erbe aus, da sie annahm, dass der Nachlass überschuldet sei. 

Zwei Urenkel der Erblasserin nahmen das Erbe hingegen an. Nach 

dem Verkauf des Hauses der Erblasserin an Dritte focht die Enkelin 

ihre Erbausschlagung wegen Irrtums an. Sie begründete dies damit, 

dass sie sich geirrt habe, weil der Verkaufserlös des Hauses die Ver-

bindlichkeiten aus dem grundschuldgesicherten Darlehen für die 

Heim- und Pflegekosten überstieg. Dieser Irrtum berechtigte jedoch 

nicht zur Anfechtung der Ausschlagung. Er beruhte lediglich auf einer 

unzutreffenden Vorstellung über den Wert des Nachlasses, nicht 

aber auf einem Irrtum über dessen Zusammensetzung. 

 



 

 

Sonstiges 

MAßNAHMEN ZUR STEUERERMÄßIGUNG BEI 

EINKÜNFTEN AUS GEWERBEBETRIEB IM RAHMEN 

DER BILLIGKEIT 

Mit Schreiben vom 24.2.2025 teilt das Bundesministerium der Finan-

zen (BMF) mit, dass Änderungen zu möglichen Steuerermäßigungen 

bei Einkünften aus Gewerbebetrieb aus Billigkeitsgründen im Erhe-

bungsverfahren erfolgen können, die von der bisherigen Praxis ab-

weichen. 

In der Vergangenheit wurde bei einem Erlass der Gewerbesteuer aus 

Billigkeitsgründen die Bemessungsgrundlage für die Einkommens-

teuer entsprechend erhöht, um die daraus resultierende steuerliche 

Auswirkung auszugleichen. 

Hierauf verzichtet die Finanzverwaltung künftig. Eine Erhöhung der 

Bemessungsgrundlage bei der Einkommensteuer findet jedenfalls 

bei Erlass und Zahlungsverjährung nicht mehr statt. 

Sofern jedoch ein Gewerbesteuerbescheid zugunsten des Steuer-

pflichtigen geändert wird oder eine anderweitig abweichende Fest-

setzung erfolgt, kann auch künftig die Bemessungsgrundlage für die 

Einkommensteuer erhöht werden. 

Hierzu sollten sich Betroffene steuerlich beraten lassen, ob es bereits 

vor Erlass eines Gewerbesteuerbescheids sinnvoll sein kann, einen 

(Teil-)Erlass der Gewerbesteuer aus Billigkeitsgründen zu beantra-

gen. 


